
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU
– Drucksache 20/1962 –

Die Ausbreitung des legalistischen Islamismus in Deutschland und seine 
Finanzierung aus dem Ausland

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

In ihrer Ausgabe vom 12. Dezember 2021 hat die „Welt am Sonntag“ berich-
tet, dass die Stiftung „Europe Trust (Company limited by guarantee)“, ein 
Finanzvehikel, das der Muslimbruderschaft aus Großbritannien zugerechnet 
wird, im Berliner Stadtteil Wedding den Aufbau eines Hotspots der islamisti-
schen Szene in Deutschland ermöglicht hat. Dazu soll sie schon vor Jahren auf 
dem Gelände einer ehemaligen AEG-Telefunken-Fabrik ein 5 665 Quadrat-
meter großes Grundstück mit einem fünfgeschossigen Verwaltungstrakt er-
worben haben (vgl. die Schriftliche Anfrage im Abgeordnetenhaus Berlin auf 
Drucksache 19/10561). In dem Gebäude sollen mittlerweile mehrere Vereine 
und Gruppierungen eingezogen sein, die laut Verfassungsschutzbehörden dem 
Spektrum des legalistischen Islamismus angehören und beobachtet werden.

 1. Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung zum „Europe Trust“ 
vor?

a) Wie ist diese Stiftung in die paneuropäischen Strukturen der Muslim-
bruderschaft eingebunden?

Die Fragen 1 und 1a werden zusammen beantwortet.
Gegründet wurde der „Europe Trust“ (ET) durch den „Council of European 
Muslims“ (CEM), ehemals „Federation of Islamic Organisations in Europe“ 
(FIOE). Dieser gilt als Dachverband der „Muslimbruderschaft“ (MB) in 
Europa. Laut CEM dient der ET dazu, die Arbeit des Dachverbandes durch die 
Bereitstellung stabiler finanzieller Rücklagen zu unterstützen.

b) Welche Rolle nimmt Deutschland innerhalb dieses Netzwerkes ein?

Bis 2014 gehörte der deutsche Staatsangehörige Ibrahim El-Zayat dem Vor-
stand des ET an. El-Zayat weist zahlreiche Verbindungen zu anderen MB-
nahen Organisationen auf und ist fest in den Strukturen der MB in Deutschland 
verankert.
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 2. a) Welche Immobilien zu welchen Kaufpreisen hat der „Europe Trust“ 
in Deutschland nach Kenntnis der Bundesregierung bislang erwor-
ben?

Nach Kenntnis der Bundesregierung investiert der ET in Immobilien u. a. in 
Deutschland. Es gibt jedoch keine Übersicht zu den Erwerbsvorgängen des ET 
in Deutschland. Der ET war zumindest in 2019 Eigentümer je eines Grund-
stücks in Berlin und in Lüdenscheid.

b) Gibt es nach Kenntnis der Bundesregierung aus dem Bereich des lega-
listischen Islamismus weitere im Ausland ansässige Akteure, die 
Liegenschaften in Deutschland finanziert haben und/oder finanzieren, 
und falls ja, welche?

Zur Frage kann die Bundesregierung aus Gründen des Staatswohls keine Aus-
kunft geben. Dies folgt aus der Abwägung der verfassungsrechtlich garantierten 
Informationsrechte des Deutschen Bundestages und seiner Abgeordneten einer-
seits mit den negativen Folgen für die künftige Arbeitsfähigkeit und Aufgaben-
erfüllung der Nachrichtendienste sowie den daraus resultierenden Beeinträchti-
gungen der Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland und der Gefährdung für 
die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Sicherheitsbehörden sowie Grund-
rechte Dritter andererseits.
Die Verfassungsschutzbehörden sammeln im Rahmen ihres gesetzlichen Auf-
trags Informationen und werten sie aus. Weder diese Informationen selbst noch 
Angaben über eventuelle nachrichtendienstliche Aktivitäten zum Gewinnen 
solcher Informationen sind ihrem Wesen nach veröffentlichungsfähig. Auch im 
Falle eines nicht gegebenen Einsatzes von Quellen zu einer extremistischen 
Gruppierung müsste diese Auskunft verweigert werden, da ansonsten in allen 
übrigen Fällen aus der Antwortverweigerung auf das Vorliegen eines Quellen-
einsatzes geschlossen werden könnte.
Mit einer Antwort der Bundesregierung auf diese Teilfrage der Kleinen An-
frage – auch durch eine Offenlegung unter VS-Einstufung, die in der Geheim-
schutzstelle des Deutschen Bundestages einsehbar wäre – entstünde die Gefahr, 
dass Fähigkeiten, Methoden und Informationsquellen der Verfassungsschutz-
behörden bekannt würden und damit die Funktionsfähigkeit der Verfassungs-
schutzbehörden nachhaltig beeinträchtigt wäre.
Im Hinblick auf den Verfassungsgrundsatz der wehrhaften Demokratie hält die 
Bundesregierung Information der angefragten Art für so sensibel, dass selbst 
ein geringfügiges Risiko des Bekanntwerdens unter keinen Umständen hin-
genommen werden kann. Darüber hinaus ließen sich aus der Bekanntgabe 
solcher Informationen unter Umständen Rückschlüsse auf den Einsatz von Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern der Nachrichtendienste ziehen. Die nachrichten-
dienstliche verdeckte Arbeitsweise ist dabei aufgrund der damit verbundenen 
erheblichen Risiken durch ein hohes Maß an Vertraulichkeit und Geheimhal-
tung geprägt. Rückschlüsse auf die Umstände solcher Einsätze, insbesondere 
auf die Identität der eingesetzten Person bis hin zu einer Enttarnung, würden 
diese einschließlich ihrer Angehörigen einer unmittelbaren und konkreten Ge-
fährdung für Leib, Leben und Freiheit durch das Umfeld, in dem sie sich be-
wegen oder bewegten, aussetzen. Die Auskunft zu einem konkreten Einsatz 
birgt immer auch das Risiko, dass eine entsprechende Zuordnung zu den einge-
setzten Personen erfolgen könnte. Ein Bekanntwerden ihrer Einsätze ist daher 
in jedem Fall zu vermeiden. Die konkreten Einsatzumstände gelangen daher 
auch behördenintern nur einem sehr eingeschränkten Personenkreis zur Kennt-
nis.
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 3. Woher stammen nach Kenntnis der Bundesregierung die Mittel für ent-
sprechende Investitionen in Deutschland, wer gehört zu den Finanziers?

Der ET gibt an, finanzielle Mittel durch Spenden von anderen Organisationen 
und Einzelpersonen zu erhalten. Ferner generiert er Einnahmen durch die In-
vestition in und Vermietung von Immobilien. Zu den im Ausland ansässigen 
Akteuren, die entsprechende Liegenschaften in Deutschland finanziert haben 
und/oder finanzieren, gehören Akteure in den arabischen Golfstaaten.

 4. Weshalb ist es dem Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) untersagt, 
im Bereich des legalistischen Islamismus Finanzermittlungen durchzu-
führen (vgl. die im genannten Bericht der Welt am Sonntag zitierten 
Äußerungen des Präsidenten des Bundesamtes für Verfassungsschutz)?

Plant die Bundesregierung, die Befugnisse der Behörde diesbezüglich zu 
erweitern?

Das BfV kann Finanzauskünfte nach § 8a Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Bun-
desverfassungsschutzgesetzes (BVerfSchG) zur Extremismusaufklärung nach 
§ 3 Absatz 1 Nummer 1 BVerfSchG nur unter den qualifizierenden Vorausset-
zungen nach § 8a Absatz 1 Satz 2 BVerfSchG erheben.
Bestrebungen, die ihre Ziele tatbestandlich im Sinne des § 8a Absatz 1 Satz 2 
BVerfSchG verfolgen, wären phänomenologisch nicht mehr als „legalistisch“ 
zu bezeichnen. Diese qualifizierenden Voraussetzungen der Hass- oder Gewalt-
orientierung sind weder beim betreffenden ET noch bei anderen MB-nahen 
Organisationen sowie derzeit bei Organisationen aus dem Bereich des legalisti-
schen Islamismus feststellbar.

 5. Wie steht die Bundesregierung zu Forderungen insbesondere der Frak-
tion der CDU/CSU (siehe den Antrag „Finanzierung des politischen Isla-
mismus in Deutschland offenlegen und unterbinden“ vom 15. März 2022 
auf Bundestagsdrucksache 20/1012), in diesem Zusammenhang den 
Genehmigungsvorbehalt der G10-Kommission für Abfragen etwa von 
Kontostammdaten beim Bundeszentralamt für Steuern zu streichen und 
Auskunftsersuchen gegenüber Kreditinstituten, Finanztransferdienstleis-
tern und Finanzunternehmen zu erleichtern, und plant die Bundesregie-
rung eine entsprechende Umsetzung?

Die Bundesregierung nimmt den Themenpunkt der Aufklärung von Finanz-
strömen im Bereich des legalistischen Islamismus zur Identifizierung und Auf-
klärung verfassungsfeindlicher Aktivitäten sehr ernst. Die Maßnahmen der 
nachrichtendienstlichen Finanzermittlungen sind dabei integraler Bestandsteil 
des ganzheitlichen Ansatzes zur Bekämpfung des transnationalen Terrorismus 
und Extremismus.

 6. Wie viele Vereine und Gruppierungen aus dem Bereich des legalistischen 
Islamismus werden von den Verfassungsschutzbehörden in Bund und 
Ländern nach Kenntnis der Bundesregierung beobachtet?

Aus dem Bereich des legalistischen Islamismus werden durch das Bundesamt 
für Verfassungsschutz zehn Vereinigungen beobachtet. Aufgrund der Auf-
gabenteilung zwischen dem BfV und den Landesämtern verfügt der Bund nicht 
über aktuelle gesicherte Informationen über die Schwerpunktsetzung in den 
Ländern.
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a) Wie groß ist das Personenpotenzial?

Insgesamt ergibt sich für das Jahr 2020 aus den Zahlenangaben ein im Ver-
gleich zum Vorjahr um rund 2,5 Prozent gestiegenes Islamismuspotenzial von 
28.715 Personen (2019: 28.020).

b) Welche regionalen Schwerpunkte gibt es?

Grundsätzlich ist – ausgerichtet an der föderalen Struktur in Deutschland und 
der weitflächigen Verteilung von Ansprechstellen – eine dezentrale Verteilung 
legalistischer Strukturen festzustellen; „Hochburgen“ lassen sich nicht aus-
machen.

c) Worin besteht die besondere Gefahr, die von diesen religiösen Extre-
misten ausgeht?

Gruppierungen, die dem „legalistischen Islamismus“ zugerechnet werden, agie-
ren in Deutschland derzeit gewaltfrei und zielen auf eine langfristige Änderung 
des gesellschaftlichen und politischen Systems zugunsten einer islamistischen 
Grund- und Werteordnung ab. Im Kern verfolgen die legalistischen Organisa-
tionen Ziele, die mit der freiheitlichen demokratischen Grundordnung nicht 
vereinbar sind, weil sie etwa das Rechtsstaatlichkeitsprinzip ablehnen, gegen 
den Gleichheitsgrundsatz verstoßen oder dem Demokratieverständnis wider-
sprechen. Zur Erlangung dieser gesellschaftlichen und politischen Verände-
rungen bedienen sich die Organisationen und Personen legalistischer, d. h. auf 
den Gesetzen basierender Mittel.

 7. Welche Rolle kommt in diesem Spektrum der Deutschen Muslimischen 
Gemeinschaft (DMG) – ehemals Islamische Gemeinschaft in Deutsch-
land (IGD) – zu, die erst kürzlich wegen ihrer Verbindungen zur Muslim-
bruderschaft mit deutlicher Mehrheit aus dem Zentralrat der Muslime 
ausgeschlossen wurde?

Wie viele Moscheegemeinden bzw. religiöse Zentren in Deutschland sind 
der DMG zuzurechnen?

Unter welchen Namen treten diese DMG-Ableger auf?

Die „Deutsche Muslimische Gemeinschaft e. V.“ (DMG) ist die wichtigste und 
zentrale Organisation von Anhängern der MB in Deutschland. Ziel der DMG 
ist es, sich in Deutschland als anerkannte Ansprechpartnerin zum Thema Islam 
zu etablieren. Nach Kenntnis der Bundesregierung kooperieren etwa 50 islami-
sche Zentren bzw. Moscheegemeinden mit der DMG. Die einzelnen Partner 
werden durch die DMG nicht genannt.

 8. Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung darüber, dass die DMG 
über ihre Regionalsektionen im gesamten Bundesgebiet Handlungs-
konzepte („Manhaj“) verteilt, in denen konkrete Schritte zur Etablierung 
von islamistischen Systemen in Europa gefordert werden (vgl. „Wie mit 
britischen Millionen ein Hotspot für deutsche Islamisten entstanden ist“, 
Welt Online vom 16. Dezember 2021, https://www.welt.de/politik/deutsc
hland/plus235611386/Hotspot-deutscher-Islamisten-Das-geheime-Netzw
erk-der-Muslimbrueder.html?)?

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse vor, wonach das Programm 
aktuell durch die DMG verbreitet und verteilt wird.
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a) Welche Maßnahmen werden ergriffen?

Nach Abwägung mit der Bedeutung des parlamentarischen Fragerechts kommt 
die Bundesregierung zu dem Entschluss, dass die gewünschte Information nicht 
offen übermittelt werden kann, da sie geeignet wäre, die Effektivität der nach-
richtendienstlichen Taktik und Methodik zu mindern. So könnten aus der Ant-
wort Rückschlüsse auf die generelle Arbeitsweise von Nachrichtendiensten 
oder Rückschlüsse auf den Erkenntnisstand sowie Aufklärungsbedarf des BfV 
gezogen werden. Dies würde die Arbeit von Nachrichtendiensten in erheb-
lichem Maße und somit das Staatswohl gefährden. Nach Abwägung kommt die 
Bundesregierung zu dem Entschluss, dass auch eine eingestufte Übermittlung 
nicht erfolgen kann, da die Frage den Kernbereich nachrichtendienstlicher 
Arbeitsweisen betrifft und bei einem Bekanntwerden die Funktionsfähigkeit der 
Nachrichtendienste insgesamt unverhältnismäßig erschwert würde.

b) Sind Ermittlungsverfahren in diesen und vergleichbaren Fällen an-
hängig?

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse im Sinne der Fragestellung vor.

 9. Welche Präventionskonzepte verfolgt die Bundesregierung, um Men-
schen muslimischen Glaubens vor der Vereinnahmung durch die DMG 
oder durch andere Organisationen der Muslimbruderschaft zu schützen, 
und welche konkreten Programme gibt es dazu?

Mit der Förderung von Modellprojekten werden im Bundesprogramm „Demo-
kratie leben!“ unter anderem Ansätze zur jugendpädagogischen Prävention von 
islamistischen Haltungen und Einstellungen entwickelt und erprobt. Hierbei 
werden neben sozialräumlich angelegten Projekten auch unterschiedliche Wege 
der Zugangserschließung zu jungen Menschen mit Affinitäten zu demokratie-
feindlichen und/oder islamistisch-extremistischer Ideologien und/oder szene-
internen Akteurinnen und Akteuren bzw. entsprechender Netzwerke und Struk-
turen erprobt. Die Projekte bieten modellhafte pädagogische Angebote zur Aus-
einandersetzung mit religiös begründeter Demokratiefeindlichkeit, Abwertung 
von Andersgläubigen und religiös begründeter Gewaltakzeptanz. Die pädagogi-
sche Praxis in diesem Themenfeld steht vor der Herausforderung, das Verhält-
nis zwischen legitimer Religionsausübung und religiös begründeter Radikali-
sierung sensibel auszuloten. Dabei gilt es, Jugendlichen und jungen Menschen 
in einer identitätsprägenden Phase Angebote zur Reflexion ihrer Sichtweisen 
und Haltungen zu unterbreiten und ermächtigende Wirkung bei den Zielgrup-
pen zu erzielen. Dabei wird angestrebt, ihre Resilienz gegenüber polarisieren-
den und demokratiefeindlichen Sichtweisen auf Gesellschaft und Religiosität 
sowie Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit zu stärken. Nachhal-
tige und effektive Präventionsarbeit erfordert auch innerislamische Auseinan-
dersetzungen mit ideologischen Grundlagen extremistischer Religionsverständ-
nisse und die Entwicklung entsprechender pädagogischer Formate zur Arbeit 
mit Jugendlichen. Diese Arbeit muss auch in den unterschiedlichen muslimi-
schen Gemeinden erfolgen, um wirksam zu sein.
Mit der Förderung des Kompetenznetzwerks „Islamistischer Extremismus“ 
(KN:IX) in der zweiten Förderperiode des Bundesprogramms „Demokratie 
leben!“ (2020 bis 2024) wird mit drei erfahrenen Fachträgern die Expertise zur 
Prävention im Themenfeld islamistischer Extremismus bundesweit gebündelt 
und fachliche Beratung für relevante Akteure im Arbeitsfeld bereitgestellt. 
Weiterhin wird der Transfer von erfolgreichen Präventionsansätzen in Bundes-, 
Landes- und kommunale Strukturen unterstützt. Damit soll ein Beitrag zur bun-
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desweiten Verankerung von präventiven Ansätzen in Regelstrukturen etwa der 
Kinder- und Jugendhilfe sowie der Bildung geleistet werden.
Ferner gibt es aufgrund der inhaltlichen Nähe zum Präventionsfeld des legalis-
tischen Islamismus Schnittstellen mit der Beratungsstelle „Radikalisierung“. 
Anrufende suchen über eine Hotline der Beratungsstelle mitunter auch Rat bei 
Sachverhalten, die Bezüge zum legalistischen Islamismus – beispielsweise zur 
Muslimbruderschaft – aufweisen.
Gleiches gilt für Beratungen und Informationsangebote durch behördliche und 
zivilgesellschaftliche Stellen im bundesweiten Netzwerk der Beratungsstelle 
des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (BAMF). Abseits der konzep-
tionellen Schwerpunkte können bei den durch die Beratungsstelle „Radikalisie-
rung“ geförderten Projekten ebenfalls Aspekte des legalistischen Islamismus 
eine Rolle spielen. Dies gilt auch für die Mitwirkung der BAMF-Beratungs-
stelle am institutionalisierten Bund-Länder-Fachaustausch zu Fragen der Isla-
mismusprävention.
Darüber hinaus weist der konzeptionelle Ansatz des „Kooperationsnetzwerks – 
Sicher Zusammenleben“, den Dialog zwischen der Polizei und Vertreterinnen 
und Vertretern muslimischen Lebens in Deutschland zu fördern, Berührungs-
punkte zu Präventionsaspekten im Sinne der Frage auf. So kann eine Stärkung 
der Zusammenarbeit beider Akteure auch im Bereich des legalistischen Isla-
mismus potenziell präventive Wirkungen hervorrufen.

10. Welche Anstrengungen unternimmt die Bundesregierung, um einen sys-
tematischen Überblick über das internationale und insbesondere europäi-
sche Netzwerk der Muslimbruderschaft, seine strategischen Ziele sowie 
seine finanzielle und personelle Ausstattung zu erhalten, und mit wel-
chen Institutionen besteht dazu ein Erfahrungsaustausch?

Die Bundesregierung nutzt die ihr gesetzlich zustehenden Möglichkeiten, das 
Netzwerk der MB und ihr nahestehender Organisationen und Personen aufzu-
klären. Hierzu zählt auch der Austausch mit internationalen Partnern.

11. a) Hat die Bundesregierung Kenntnisse dazu, ob bereits frühere Bau-
projekte in Berlin – etwa ein Moscheekomplex in Berlin-Neukölln, 
als dessen Betreiber der Berliner Verein Inssan vorgesehen war (vgl. 
„Noch ein Moscheenstreit“, Der Tagesspiegel vom 30. Juli 2006, 
https://www.tagesspiegel.de/berlin/noch-ein-moscheenstreit/73519
0.html und „Moschee-Projekt im Zwielicht“, Die Welt vom 23. Janu-
ar 2004), der aus dem Programm „Demokratie leben!“ der Bundes-
regierung gefördert wird (vgl. https://www.inssan.de/ueber-uns/unter
stuetzer/392-muster-e-v) – unter Beteiligung des Europe Trust (da-
mals noch European Trust genannt) finanziert werden sollten, und 
wenn ja, welche?

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse zu einer Beteiligung des ET an 
früheren Bauprojekten in Berlin vor. Im Übrigen werden aktuell keine Projekte 
des Vereins Inssan e. V. im Bundesprogramm „Demokratie leben!“ gefördert.

b) Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass die aus dem Programm 
unterstützten Institutionen nicht zum Spektrum des legalistischen Isla-
mismus gehören bzw. mit Gruppierungen aus diesem Bereich zusam-
menarbeiten?

Die Bewilligung von Fördermitteln im Bundesprogramm „Demokratie leben!“ 
erfolgt jeweils zweckgebunden. Die zweckmäßige Verwendung der Mittel wird 
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im Rahmen der Verwendungsnachweisprüfung nachvollzogen und überprüft. 
Die durch das Bundesprogramm „Demokratie leben!“ geförderten Zuwen-
dungsempfänger sind verpflichtet, eine Unterstützung extremistischer Struktu-
ren durch die Gewährung materieller oder immaterieller Leistungen auszu-
schließen. Dabei wird u. a. klargestellt, dass Personen oder Organisationen, von 
denen bekannt ist, dass sich diese Personen oder Organisationen gegen die frei-
heitliche demokratische Grundordnung betätigen, nicht mit der Durchführung 
eines Projekts bzw. der inhaltlichen Mitwirkung an der Durchführung eines 
Projekts beauftragt werden dürfen.

12. Gehören die DMG oder andere Organisationen, die dem Netzwerk der 
Muslimbruderschaft zugerechnet werden, der Deutschen Islamkonferenz 
(DIK) an?

a) Welchen Status hat dort die Deutsche Muslimische Gemeinschaft?

b) Wie stellt die Bundesregierung sicher, dass Vertreter des liberalen 
Islams nicht die DIK verlassen oder erst gar nicht an ihr mitwirken, 
weil dort Vereine und Gruppierungen teilnehmen, deren Wirken sich 
gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung richtet und die 
deshalb von Verfassungsschutzbehörden beobachtet werden?

Die Fragen 12 bis 12b werden aufgrund des Sachzusammenhanges gemeinsam 
beantwortet.
Organisationen, die Beobachtungsobjekt der Verfassungsschutzbehörden sind, 
darunter die DMG oder andere der Muslimbruderschaft zuzurechnende Organi-
sationen, sind nicht Teil der Deutschen Islam Konferenz.
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